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Das 
Grundlaſten-Ablöſungs- und Regulirungs-Berfahren. 
Von Dr. Paul Külb. 

(Fortſetzung.) 


Wenn das Nutzungsrecht ſelbſt und deſſen Ausübung außer 
Zweifel geſetzt iſt, das Maß der letzteren und das Verhältniß der 
Theilnahme der Berechtigten ſich jedoch nicht feſtſetzen läßt, ſo iſt die⸗ 
ſes Maß und Verhältniß nach dem durchſchnittlichen Ergebniſſe der 
factiſchen Ausübung in den Nutzungsjahren 1836 bis einſchließlich 
1845 4) in der Art feſtzuſtellen, daß die Summe der in den ein⸗ 
zelnen Jahren bezogenen Quantitäten an Forſtproducten oder der zur 
Weide aufgetriebenen Viehſtücke durch 10 dividirt das Maß des jähr- 
lichen Genuſſes darſtellt, wobei in der Praxis bei Viehſtücken Bruch⸗ 
theile über 0˙5 für ein ganzes Stück, ſolche unter 0˙5 gar nicht ge⸗ 
rechnet zu werden pflegen. 5 

Das Ergebniß der factiſchen Ausübung in den vorbenannten 
Jahren läßt ſich durch die von dem Verpflichteten geführten Aufſchrei⸗ 
bungen, Holzverlaßprotokolle, Zinsregiſter ze. durch die in Händen der 
Berechtigten befindlichen Anmeldungsbeſtätigungen, Holzverlaßbücheln 
u. ſ. w., endlich durch die Einvernehmung von Zeugen ermitteln. 
Eine zeitweilige Verminderung der Nutzung, welche durch die Unzu⸗ 
länglichkeit der Erträgniſſe des belaſteten Grundes, oder durch Un⸗ 
glücksfälle im Biehſtande des Nutzungsberechtigten herbeigeführt wurde, 
kann in keine Rechnung gezogen werden. In keinem Falle aber darf 
die Ausübung des Rechtes, in wie weit ſie vertragswidrig, oder wenn⸗ 
gleich dem Vertrage gemäß die geſetzlichen Beſtimmungen überſchritten 
hat, dem Berechtigten zugute gerechnet werden ). 

Beim Holzverlaſſe unangemeldete Bezüge jedoch müſſen aller⸗ 


4) § 11 des faif Patentes. 
45) § 12 des kaiſ. Patentes. 


vertrags⸗ oder geſetzwidriges war, ſondern nur die Art und Weiſe des 
Bezuges 40). 

Ueberhaupt hat der § 12 des kaiſ. Patentes, indem er von 
einer geſetzwidrigen Ausübung eines Nutzungsrechtes ſpricht, die, ſelbſt 
wenn ſie vertragsmäßig wäre, den Berechtigten nicht zugute gerechnet 
werden darf, offenbar nur forſtpolizeiliche Anordnungen im Auge, wie 
z. B. die Ausübung des Weiderechtes in Schonungsflächen, den forſt⸗ 
widrigen Streubezug im Jungmais u. dgl., welche Berechtigungen 
ſelbſt nicht durch Verträge rechtsgiltig eingeräumt werden dürfen. 

Daher darf auch die Ausübung der Weide für Pferde und 
Ziegen in Waldgründen, da der Auftrieb von Pferden in Stockrechte ““) 
gemäß Artikel III, Abſatz Y der ſteierm. Waldordnung vom 26. Juni 
1767, und der Eintrieb der Ziegen in die Hoch- und Schwarzwal⸗ 
dungen gemäß Artikel VII der gedachten Waldordnung und § 499 
des a. b. G. B. geſetzlich verboten war, den Berechtigten nicht zugute 
gerechnet werden . 

Fehlen aus der Periode vom Jahre 1836 bis 1845 die zu 
einem Durchſchnitte genügenden Nachweiſungen, oder war das Nutzungs⸗ 
recht nicht jährlich auszuüben, ſo iſt das gebührende Maß der Nutzung 
durch Sachverſtändige auf einen jährlichen, beziehungsweiſe periodiſchen 
Betrag auszumitteln 00. 

Zu dieſem Behufe hat jeder der beiden Streittheile eine gleiche, 
von der Localcommiſſion zu beſtimmende Anzahl von Sachverſtändi⸗ 
gen, und dieſe den Obmann innerhalb einer anzuberaumenden Prä⸗ 
eluftofrift zu benennen, und der Localcommiſſion anzuzeigen, widrigens 
letztere zur Ernennung ſchreitet. 

Den Sachverſtändigen ſind nach ihrer vorausgegangenen Beeidi⸗ 
gung von der Löcalcommiſſion, welche den ganzen Vorgang zu leiten 
hat, die Fragepunkte bekannt zu geben, und die zu dem an Ort und 
Stelle vorzunehmenden Augenſchein vorgeladenen Parteien ſind berech⸗ 
tigt, ergänzende Fragepunkte in Antrag zu bringen, und verpflichtet, 
den Sachverſtändigen die geforderten Aufklärungen und Behelfe zu 
geben 500. Die Gebühr au Brennholz (Feuerholz, Stammholz, Roſt⸗ 
holz, Kohlholz) iſt ſtets als eine jährliche Abgabe in Wiener Klaftern 
oder deren Bruchtheilen, beſtimmter Scheitlänge und nach dem orts⸗ 
üblichen Sortiment (Scheitholz. Aſtholz, Ausſchuß, Miſchling ꝛc.), das 
Bau: und Zeugholz (Stammholz, Nutzholz, Werkholz u. ſ. w.) aber 
in einer dem Zwecke der Berechtigung entſprechenden Qualität (3. B. 
in Kubikſchuhen oder in einer beſtimmten Anzahl von Stämmen, 
Blochen, Klötzen, Stangen mit feſtgeſetzten Abmeſſungen) auszudrücken, 
bezüglich der Weidenutzung muß die Gattung des Triebviehes, deſſen 


4%) Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 11. März 1872, 
Zahl 9659. 

#7) Land Steieriſches General⸗Wald⸗Bereitungs⸗Protokoll de anno 1760, 
Vorbericht. 

45) Staatsminiſt.⸗Entſch. vom 12. Auguſt 1864, 3. 10833 und Entſcheidung 
des Miniſteriums des Innern vom 20. Sept. 1869, Z. 7599. ; 

42) § 11 des faij. Patentes. 

50) 88 63 und 64 der D. Inſtr. 


Anzahl und die Triftzeit genau beſtimmt fein ). Ein Beiſpiel möge 
den ganzen Vorgang veranſchaulichen. Es jet durch die Verhandlung 
außer Zweifel geſetzt. daß dem Grundbeſitzer X in den dem Gute 9. 
gehörigen Waldungen das Recht zum Bezuge des Brennholzes in 
Duͤerlingen, und in deren Ermanglung im friſchen Holze nach Maß⸗ 
gabe der Hausnothdurft, des zur Inſtandhaltung der Wohn⸗ und 
Wirthſchaftsgebäude, der Waſſerbaulichkeiten und Zäune nothwendigen 
Nutzholzes in Fichten und Lärchen, der Aſtſtreu nach Maßgabe der 
Hausnothdurft und der Weide für Rindvieh und Schafe durch die 
ganze Weidezeit zuſtehe. 

Ebenſo ſei feſtgeſtellt, daß das Holzungs⸗ und Streubezugsrecht 
nur ein ſubſidiariſches, d. i. ein ſolches fei, wornach bei Feſtſtellung 
des Servitutsbezuges dieſer nur mit Rückſicht auf deſſen Bedeckung 
durch die Eigenthumswaldungen des Berechtigten auszudrücken iſt °%) 

Da das gebührende jährliche Maß der Nutzung jedoch nicht 
feſtgeſtellt werden konnte, ſo beſtimmt die Localcommiſſion die Zahl 
von drei Sachverſtändigen, und zwar einen aus dem Oekonomiefache, 
einen aus dem Baufache und einen aus dem Forſtfache, welche jede 
Partei zu wählen hat. . 

Nach Vollzug der Wahl von Seite der Parteien benennen die 
gewählten Sachverſtändigen aus jedem Fache über diesfällige Auffor⸗ 
derung der Localcommiſſion je einen Obmann. Die Localcommiſſion 
ordnet ſofort die Localerhebung unter Vorladung der Parteien, der 
ſechs Sachverſtändigen und drei Obmänner an Ort und Stelle an, 
und ſtellt bei Eröffnung der Erhebung an letztere folgende Frage⸗ 
unkte: 

g a) An die Sachverſtändigen aus dem Oekonomiefache: 

Erſtens. Welche Quantität an weichem Brennholze, in fechs⸗ 
unddreißigzoͤlligen Wiener Klaftern berechnet, ift zur Bewirthſchaftung 
des berechtigten Gutes mit Rückſichtnahme auf die klimatiſchen und 
örtlichen Verhältniſſe jährlich erforderlich? 

Zweitens. Wie viel Stücke Rindvieh und Schafe können mit 
dem auf dem berechtigten Gute erzeugten Futter überwintert?) und 
ſonach im Sommer zur Weide eingetrieben werden? 

Drittens. Welche Quantität an Aſtſtreu, in Kubikklaftern à 
216 Kubikfuß ausgedrückt, benöthigt die berechtigte Realität jährlich 
mit Rückſichtnahme auf den Umfang und den hiebei gehaltenen Vieh⸗ 
ſtand zur ortsüblichen Bewirthſchaftung? g 

b) An die Baufachverſtändigen: 

Welche Quantität an fichtenem und lärchenem Bau⸗ und Schnitt⸗ 
holz, ſo wie an Zaunholz, in Kubikfußen ausgedrückt, iſt zur fort⸗ 
währenden Inſtandhaltung der Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebäude, der 
Waſſerbaulichkeiten und Zäune für das berechtigte Gut mit Rückſicht 
auf die Lage und Baubeſchaffenheit als Jahresgebühr erforderlich? 

c) An die Forſtfachverſtändigen: 

Welche, Quantität an weichem Brennholze in ſechsunddreißig⸗ 
zölligen Wiener Klaftern, dann an fichtenem und lärchenem Bau⸗ 
Schnitt⸗ und Zaunholze, in Kubikfußen berechnet, weiter an Aſtſtreu 
in Kubikklaftern à 216 Kubikfuß vermögen die zu dem berechtigten 
Gute eigenthümlich gehörigen Waldungen und Weiden mit Waldbäu⸗ 
men mit Berückſichtigung ihres Flächenmaßes, dann ihrer Beſtockung 
und Bodenbeſchaffenheit nachhaltig ohne Devaſtirung für jedes einzelne 
Jahr zu ergeben? 

Nach vorgängiger Begehung der Cultursgründe und Beſichtigung 
der Heizſtätten durch die Oekonomiefachverſtändigen, Inaugenſchein⸗ 
nahme und beziehungsweiſe Abmaß der Baulichkeiten durch die Bau⸗ 
fachverſtändigen, Begehung der eigenthümlichen Waldgründe durch die 
Sachverſtändigen aus dem Forſtfache geben dieſelben nach Fachgruppen 
ihre Befunde ab, wobei, wenn die beiden Sachverſtändigen aus einem 
Fache übereinſtimmender Meinung ſind, die Stimme des Obmannes 
entfällt, im gegentheiligen Falle aber die Meinung, welcher der Ob⸗ 
mann beipflichtet, als Befundsreſultat zu gelten hat 55). 

Schäßen nun im gegebenen Falle die Sachverſtändigen des 
Oekonomie⸗ und Baufaches die Jahresgebühren des verpflichteten Gu⸗ 
tes auf 24 ſechsunddreißigzöllige Wiener Klaftern weichen Brenn⸗ 
holzes, 300 Kubikfuß fichtenes und 80 Kubikfuß lärchenes Nutzholz, 


59) 88 16 und 18 des kaiſ. Patentes. 

50) Art. X der ſteierm. Waldordnung vom 26. Inni 1767, Entſcheidung des 
Miniſteriuns des Innern vom 11. April 1872, 3. 15834. 

>) § 500 des a b. G. B. 

5%) $$ 196 und 197 d. a. G. O. 
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22 Kubikklafter Streu, ſo wie den jährlichen Weidebedarf auf 18 Stück 
Rindvieh und 15 Schafe, dagegen der Forſtfachverſtändige den Jahres⸗ 
ertrag der eigenthümlichen holztragenden Gründe auf 8 ſechsunddreißig⸗ 
zöllige Wiener Klafter weichen Brennholzes, 80 Kubikfuß fichtenes 
und 20 Kubikfuß lärchenes Nutzholz, ſo betragen die dem berechtigten 
Gute von dem Verpflichteten jährlich zu geſtattend n Bezüge und Ge⸗ 
nüſſe 16 ſechsunddreißigzoͤllige Wiener Klafter Brennholz, 220 Kubik⸗ 
fuß fichtenes und 60 Kubikfuß lärchenes Nutzholz, ſowie die Weide 
für 18 Stück Rindvieh und 15 Schafe Gegen die von den Sach⸗ 
verſtändi nen abgegebenen Befunde findet keine Berufung ſtatt ss). 

Die Gegenleiſtungen müſſen, in ſo ferne dieſelben nicht ſchon 
nach den Grundentlaſtungsvorſchriften bei deren Durchführung ihre 
Berückſichtigung gefunden haben, nach denſelben Grundſätzen, nach wel⸗ 
chen der Umfang der Leiſtung feſtg ſetzt wurde, als fixe Jahresrente 
ermittelt werden, und können in Geld oder Naturalabgaben beſtehen. 

Bei Naturalabgaben kann für den Fall der Regulirung der 
Beſitzer des belaſteten Grundes, in ſo weit nicht Verträge entgegen⸗ 
ſtehen, die Umwandlung derſelben in Geld nach dem Durchſchnitte 
der am Orte der Leiſtung beſtandenen Preiſe aus den Jahren 1836 
bis einſchließlich 1845, oder wenn die Localpreiſe fehlen, oder gegrün⸗ 
dete Bedenken dagegen beftehen, durch Sachverſtaäͤndigen Befund ver⸗ 
langen, wogegen für den Fall der Ablöſung Naturalabgaben, auch 
wenn Verträge entgegenſtehen, in Geld umgewandelt werden müſſen. 
Als Gegenleiſtung beſtehende Naturalarbeitsleiſtungen müſſen in jedem 
Falle in eine jährliche Geldabgabe umgewandelt werden 5%. Jedoch 
ſchließt der Umſtand, daß ſchon von altersher die Fälligkeit der Ge⸗ 
genleiſtungen durch den wirklichen Genuß der rechtlichen Leiſtungen, 
dieſer aber von dem Begehren der Berechtigten bedingt iſt, für den 
Fall der Regultrung der Nutzungsrechte den Anſpruch auf Zuerkennung 
einer unveränderlichen Jahresrente aus 57). 

Den Parteien ſteht es frei, zur endgiltigen Entſcheidung einzel⸗ 
ner ſtreitiger Punkte der rechtlichen und thatſächlichen Verhältniſſe des 
Nutzungsrechtes 5s) ſich auf ein Schiedsgericht 5%) oder den Befund 
durch Sachverſtändige zu vergleichen. 

Ein ſolcher Vergleich muß die Zahl und die Perſonen, welche 
als Schiedsrichter oder Sachverſtändige ihr Amt zu handeln haben, 
feſtſetzen. Auf Grund eines derartigen Vergleiches hat die Localcom⸗ 
miffton den ſchiedsrichterlichen Spruch oder Befund der Sachverſtän⸗ 
digen aufzunehmen, welche beide als übereinſtimmende Erklärungen 
der Parteien über den ſtreitig geweſenen Punkt anzufehen und zu be⸗ 
handeln find 50). 

Wenn im Laufe der Verhandlung von den Parteien Eide 
(Haupeid, Erfullungseid) en) angeboten oder aufgetragen werden, welche 
in Ermanglung anderer Beweismittel für die Entſcheidung ſtreitiger 
Thatſachen vom Belange ſind, ſo hat die Localcommiſſion die betref⸗ 
fenden Thatſachen, über welche der Eid abzulegen wäre, nach Einver⸗ 
nehmung der Gegenpartei feſtzuſtellen und den Eid zu formuliren. 
Auf Ablegung von Partei⸗Eiden kann nur die Landescommiſſion er⸗ 
kennen, und dieſelben dürfen, ſelbſt wenn ſich auf ſie verglichen wurde, 
von der Localcommiſſton ohne ausdrückliche Weiſung der Landescom⸗ 
miſſion nicht abgenommen werden 62). N 

Nachdem die Verhandlung über die rechtlichen und thatſächlichen 
Verhältniſſe des Nutzungsrechtes bis zur Erſchöpfung aller Beweis⸗ 
mittel und vollſtändigen Klarſtellung gediehen iſt, ſind im Falle als 
die ſtreitig gebliebenen Punkte der Art find, daß durch deren endgil⸗ 
tige Feſtſtellung die Beurtheilung der weiteren Frage bedingt iſt, ob und 
in wie weit, und auf welche Art eine Ablöſung oder bloß eine Regulirung 
zuläſſig ſei, z. B. im Falle, als der Beſtand des Rechtes ſelbſt be⸗ 
ſtritten, oder das Eigenthum der Liegenſchaft von beiden Parteien in 
Anſpruch genommen wird, die Acten der Landescommiſſion zur Schö⸗ 
pfung des Erkenntniſſes über die ſtreitigen Punkte vorzulegen, im 
Falle aber, als die ſtreitig gebliebenen Punkte nicht die obgedachte 
Natur haben, wenn z. B. nur das Maß des jährlichen Genuſſes oder 


55). § 65 der D.⸗Inſtr. f 

56) $ 22 und 27. des Fatj. Patentes. 

57) Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 12. April 1867, Zahl 
3608. 5 
58) Die früher sub A bis incl. F aufgeführten Punkte 
5%) Cap. XXVII der allg. Ger.⸗Ord. 
60) § 66 der D.⸗Inſtr. 
61) XVIII. und XIX. Cap. der. allg. Gerichtsordnung. 
66) $ 67 der D.⸗Inſtr. 


der Betrag der Gegenleiftungen ftreitig tft, ungeſäumt, ſonſt aber 
nach Rechtskraft der Landescommiſſions⸗Entſcheidung die Erhebungen 
über die die Akblösbarkeit oder Regulirbarkeit bedingenden Umſtände 
und Verhältniſſe zu pflegen. Bei dieſen Erhebungen ſind als leitende 
Grundſätze feſtzuhalten, daß die den Gegenſtand des Patentes bilden⸗ 
den Rechte gegen Entgelt aufzuheben (Ablöſung mittelſt Geld oder 
Abtretung von Grund und Boden), und nur, in wie ferne eine Ab⸗ 
löſung nicht ſtattfinden kann, zu reguliren find, ferner, daß die Ablö⸗ 
fung nur dann entweder ganz, oder wenigſtens theilweiſe ſtattfindet, 
wenn und in wie weit durch dieſelbe und die Art derſelben der üb⸗ 
liche Hauptwiithſchaftsbetrieb des berechtigten oder verpflichteten Gu: 
tes nicht auf eine unerſetzliche Weiſe gefährdet wird, und hiedurch 
nicht überwiegende Nachtheile der Landescultur herbeigeführt werden, 
endlich daß ſelbſt die Regulirung derart feſtgeſtellt werden muß, daß 
hiedurch die möglichſte Entlaſtung des Bodens erreicht werde °3). 

Dem Verpflichteten ſteht das Recht zu, die Ablöſung mittelſt 
Zahlung eines Capitales, und zwar entweder im baren Gelde, oder 
durch für das verpflichtete Gut von dem Entlaſtungsfonde ausgefer⸗ 
tigte Schuldverſchreibungen, oder mittelſt Abtretung von Grund und 
Boden bezüglich der Eingangs sub 1, 2, 3 und 5 genannten Rechte 
zu begehren, während bezüglich der sub 4 dort aufgeführten gemein⸗ 
ſchaftlichen Beſitz⸗ und Benützungsrechte die Ablöſung durch Thetlung 
des Grund und Bodens realiſirt wird 65). 

Die Localeommiffion hat nunmehr das Gutachten über die 
Frage der Ablösbarkeit oder Regulirbarkeit einzuholen und zur Ab⸗ 
gabe desſelben aus den ihr beigegebenen, bereits beeideten ämtlichen 
Sachverſtändigen (bei dieſer wichtigſten Frage im ganzen Verfahren 
ſteht den Parteien kein Wahlrecht zu) die erforderliche Anzahl zu be⸗ 
ſtimmen. 

Den Sachverſtändigen liegt die motivirte Beantwortung der 
Fragen ob, ob und auf welche Art eine gänzliche Ablöſung der Rechte 
oder nur eine Regulirung ſtattzufinden habe, ob und auf welche Art 
nicht wenigſtens ein Theil der Benützung zur Ablöſung zu gelangen, 
und in wie ferne daher noch eine Regulirung platzzugreifen habe; 
endlich ob die Regulirung nicht auf eine gewiſſe Zeit beſchränkt wer⸗ 
den, und nach deren Verlauf die Ablöfung eintreten ſolle 6s). 

Nach der Abgabe des Sachverſtändigen⸗Gutachtens iſt zur 
Schlußverhandlung zu ſchreiten, bei welcher den Parteien der erhobene 
Sachverhalt über jeden der zwiſchen ihnen ſtreitigen Punkte mit Rück⸗ 
ſicht auf die vorliegenden ſchriftlichen Documente, Ausſagen der Zeu⸗ 
gen und Gedenkmänner, vorgenommenen Augenſcheine, Befunde und 
Gutachten der Sachverſtändigen klar und deutlich mit der Aufforderung 
zu erklären iſt, die ihnen nöthig ſcheinenden Erinnerungen zu Proto⸗ 
koll zu geben: 

Die Localcommiſſion hat die derartig abgeſchloſſene Verhandlung 
ſammt allen Bezugsacten und mit ihren Anträgen, insbeſondere dem 
eigenen Gutachten über die Ablösbarkeit oder Regulirbarkeit be) der 
Landescommiſſion zur Entſcheidung vorzulegen 6). 

Die Landescommiſſion entſcheidet unter Vorſtg des Landeschefs 
oder ſeines Stellvertreters, und unter Beiziehung von fachkundigen 
Mitgliedern aus dem Stande der Berechtigten und Verpflichteten, und 
wenn es ſich um Entſcheidung ſtreitiger rechts⸗ und thatſächlicher Ver⸗ 
hältniſſe handelt, verſtärkt durch landesfürſtliche Richter (Oberlandes⸗ 
gerichtsräthe, Landesgerichtsräthe) in Gremialſitzungen mittelſt Stim⸗ 
menmehrheit 8) auf Grund der Urkunden, behördlichen Erkenntniſſe 
und des erhobenen rechtmäßigen Beſitzſtandes zunächſt nach den Be⸗ 
ſtimmungen des kaiſ. Patentes vom 5. Juli 1853, dann nach den 
älteren Provinzial⸗ und den politiſchen Geſetzen jedes Kronlandes und 
dem allg. bürg. Geſetzbuche 6). Die Beweiskraft der einzelnen Be⸗ 
weismittel iſt im Allgemeinen nach den weſentlichen Grundſätzen der 
Gerichtsordnung zu beurtheilen; es bleibt jedoch dem Ermeſſen der 
Landescommiſſion überlaſſen, auch ſolchen Urkunden und Zeugenaus⸗ 
ſagen, welche nach den Beſtimmungen der Gerichtsordnung keinen 
vollſtändigen Beweis. herſtellen würden, die Kraft eines ſolchen beizu⸗ 
legen, wenn der zu erweiſende Umſtand entweder von der Partei er 


6e) §§ 70, 71, 74 d. D.⸗Inſtr. 58 4 und 5 d. kaif. Patentes. 
970 § 14 lit. A, B, 1, C des kaif. Patentes. 
65) §§ 13, 40 d. kaiſ. Patentes, 98 63, 64, 73 d. D.⸗Inſtr. 
66) Staatsminiſt.⸗Erlaß vom 17. November 1865, 3 17588. 
67) §§ 70, 75, 76 d. D.⸗Inftr. 
68) § 3 der D.⸗Inſtr. 

69) § 10 d. kaiſ. Patentes 
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füllungsweiſe beſchworen wird 79), oder wenn ſonſt nach reiflicher 
Erwägung der obwaltenden Verhältniſſe kein gegründeter Zweifel ge⸗ 
gen die Richtigkeit desſelben erhoben werden kann. In den Enſſchei⸗ 
dungsgründen des Erkenntniſſes müſſen die. demſelben zu Grunde ge- 
legten thatſächlichen Umſtände, welche die Landescommiſſton als wahr 
oder erwieſen angenommen bat, unter Anführung der diesfälligen Mo⸗ 
tive jedesmal genau angegeben, und die geſetzlichen Beſtimmungen, 
auf welche die Entſcheidung geſtützt wird, bezogen werden 7). 

Zur Entſcheidung der Frage über das Elgenthum des b laſteten 
Objectes ſind die Grundlaſten⸗Ablöſungs. und Regulirungsorgane dann 
competent, wenn wenigſtens ein Streittheil den Beſtand von Servpi⸗ 
tutsrechten, und ſei es auch nur eventuell behauptet 72), wobei bemerkt 
wird, daß unter der häufig vorkommenden grundbüchlichen Bezeichnung 
„Alpe“ oder „Alpenantheil“ nicht das Eigenthum von Grund und 
Boden, ſondern nur Alpenrechte, das find Weide- und Holzungsrechte 
zu verſtehen find. 72) Dagegen gehören Anſprüche auf das Eigenthum 
einer im Grundbuche auf den Namen eines Anderen eingetragenen 
Servitut auf den ordentlichen Rechtsweg. 7). 

Gegen alle meritalen Entſcheidungen der Landescommiſſton kann 
in der unüberſchreitbaren, vom Tage der Zuſtellung, welche durch die 
Localcommiſſion oder die Bezirkshauptmannſchaft zu veranſaſſen tft 0), 
an zu berechnenden Friſt der bei der Landescommiſſion in zwei Exem⸗ 
plaren, wovon eines der Gegenpartei zuzuſtellen iſt, einzureichende Re⸗ 
eurd an das Miniſterium des Innern ergriffen werden, welches feine 
Entſcheidung über alle jene Recurspunkte, über welche die Landescom⸗ 
miſſton, verſtärkt durch landesfürſtliche Richter zu entſcheiden hat, mit 
Zuziehung von Räthen des oberſten Gerichtshofes ſchöpft. 

Beſchwerden gegen ſolche Entſcheidungen der Landescommiſſion, 
welche über gegen im Zuge des Verfahrens erfolgte Verfügungen oder 
ſtattgehabte Vorgänge der Localcommiſſion von den Parteien erhobene 
Klagen erfloſſen ſind, können nur vereint mit dem gegen eine 
Meritalentſcheidung der Landescommiſſion an das Miniſterium gerich⸗ 
teten Recurſe eingebracht werden. Die Entſcheidungen des Miniſteriums 
des Innern find endgültig 7°). 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Unter den im § 2% des Forſtgeſetzes vom 3. December 1552 ge: 

dachten Gründen (Grundſtücken), über welche der Eigenthümer 

fremde Waldproducte bringen zu laſſen verhalten werden kann, 
ſind auch Privatwege verſtanden. 


Der § 24 des Forſtgeſetzes lautet: „Jeder Grundeigenthümer 
iſt gehalten, Waldproducte, welche anders gar nicht, oder nur mit 
unverhältnißmäßigen Koſten aus dem Walde geſchafft und weiter be⸗ 
fördert werden können, über ſeine Gründe bringen zu laſſen. (Scho⸗ 
nung, Genugthuung.) Ueber die Nothwendigkeit der Bringung des 
Holzes über fremde Gründe hat die unterſte politiſche Behoͤrde nach 
Vernehmung der Parteien und Sachverſtändigen zu entſcheiden und 
— 4 auch eine vorläufige Beſtimmung über. die Entſchädigung zu 
reffen.“ 

Im Grunde diefes Paragraphes ſuchte F. A. Pfanner bei der 
Bezirkshauptmannſchaſt an, daß er feine vom Kloſter Thalbach er⸗ 
kauften Sägehölzer in der Quantität von 200 Stück aus dem 
Lirſchbergerwalde über einen daſelbſt beſtehenden, von mehreren 
Grundbeſitzern durch Eoneurrenz erhaltenen Weg (Waldweg) auf die 
nächſte Säge bringen dürfe. Der Bewerber erklärte ſich gleichzeitig 
bereit, jede Entſchädigung, welche ihm auferlegt werde, zu leiſten. 
Ueber dieſes Anſuchen wurde unter Zuziehung der Betheiligten eine 


7) § 212 d. a. G. O. 

71) §§ 33, 34, 35 d. kaiſ. Patentes und $$ 77, 78, 79 der D.⸗Inſtr. 

72) Staatsminiſterial⸗Entſcheidungen vom 9. December 1862 und 18. Juli 
1864, 3. 21394 und 12714. 

?2) Entfeeidung des oberſten Gerichtshofes vom 22. December 1853, Zahl 
13034, Staatsminiſterial⸗Entſcheidung vom 27. Juli 1866, Zahl 11764, Abhandl. 
im II. Jahrgange der Zeitſchrift f. V. Nr. 12 v. J. 1869. 

72) Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 14. Auguſt 1868, 
Z. 11048. 

75) § 80 der D.⸗Inſtr. 

26) $ 34 des kaiſ. Patentes, §§ 126 bis 132 d. D.⸗Inſtr, 
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Verhandlung gepflogen. Hiebei äußerten ſich die Wegintereſſenten, Ausſagen von vier Zeugen behauptet habe, „es ſei nicht wahr, daß 


daß ſie die gewünſchte Holzbringung nur dann zulaſſen könnten, wenn 
das Kloſter Thalbach, welches vor einiger Zeit aus dem Concurrenz⸗ 
verbande ausgetreten ſei, die Concurrenzpflicht wieder anerkenne und 
übernehme. In Folge deſſen entſchied die Bezirkshauptmannſchaft, 
welche von der Anſicht ausging, daß der § 24 des Forſtgeſetzes nicht 
auf einen Privatweg, ſondern nur auf ſonſtige Grundſtücke Anwen⸗ 
dung finde, „es koͤnne die erbetene Holzbringung nur in dem Falle 
ſtattfinden, wenn das Kloſter Thalbach ſich den bezüglich des fragli⸗ 
chen Weges beſtehenden Concurrenzbeſtimmungen füge“. Indeſſen die 
Statthalterei zu Innsbruck änderte die erſte Entſcheidung ab, geſtat⸗ 
tete die Holzbrinzung über den vorerwähnten Waldweg und trug 
der Bezirkshauptmannſchaft die vorläufige Beſtimmung des von Pfan⸗ 
ner vor Beginn der Holzlieferung zu leiſtenden Entſchädigungsbe⸗ 
trages auf. 

Die Statthalterei ließ ſich bei dieſer Emanation von der An⸗ 
ſchauung leiten, daß evidenter Maßen die von Pfanner nachgeſuchte 
Bringungsbewilligung und der zwiſchen den Wegintereſſenten und 
dem Kloſter obwaltende Streit über die dem letzteren angeſonnene 
Concurrenzpflicht ganz verſchiedene Dinge ſeien und daß das von 
Pfanner mit Hinblick auf 5 24 des Forſtgeſetzes geltend gemachte 
Recht der Ausbringung feines Holzes über fremde Grundſtücke nicht 
von der Austragung jenes Streites abhängig gemacht werden könne. 
Die Statthalterei war ferner der Meinung, daß der Inhalt des 
Forſtgeſetzes ſeine Anwendung auch auf Privatwege erſtrecke, daß end⸗ 
lich die Nothwendigkeit der Ausbringung auf dem Concurrenzwege 
zur Vermeidung eines größeren Zeit⸗ und Geldaufwandes ſelbſt von 
den Intereſſenten zugegeben worden ſei. Daneben wies die Statthal⸗ 
terei darauf hin, daß eine Schädigung der Wegconcurrenten nicht 
wohl eintreten könne, da die von Pfanner an jene zu leiſtende Ent⸗ 
ſchaͤdigung dem Concurrenzbeitrage, den im anderen Falle das Kloſter 
Thalbach jährlich zu leiſten hätte, mindeſtens werde gleichkommen müſſen. 

Im Mirniſterialrecurſe trugen die Wegconcurrenten vor, daß 
das Kloſter Thalbach, als es aus dem Concurrenzverbande getreten 
ſei, auf jede Benützung des in Rede ſtehenden Weges verzichtet habe, 
daher Pfanner, als Käufer der aus der Kloſterwaldung ſtammenden 
Sägehölzer, den Weg auch nicht benützen dürfe. 

Zu dieſem Recursnovum bemerkte die Statthalterei einbeglei⸗ 
tend, daß, ungeachtet dieſes Verzichtes, das Kloſter ſelbſt ſich in dem 
gleichen Falle würde auf § 24 des Forſtgeſetzes berufen dürfen, um 
ſo mehr aber ein Dritter, wie es Pfanner ſei. 

Das k. k. Ackerbauminiſterium beſtätigte laut Erlaſſes vom 
24. April 1873, 3. 4141, die Entſcheidung der Statthalterei aus 
deren Gründen. Mitth, des Ackerb.⸗Miniſt.) 


Zu Geſichtspunkten für Beurtheilung der Momente zu einer Ge⸗ 
werbsentziehung nach $ 138, lit. a Gew.⸗Ordg. 


Joſeph K. war um die Conceſſion zum Betriebe des Rauch⸗ 
fangkehrergewerbes im Bezirke von S. und in der gleichnamigen Stadt 
bei der Bezirkshauptmannſchaft eingeſchritten, erhielt aber nur die Con⸗ 
ceſſion für den Steuerbezirk von S. mit Ausſchluß der Stadt S. 
Auf dieſes hin brachte K. ein abermaliges Geſuch um die Coneeſſion 
ſeines Gewerbes auch für die Stadt S. ein. Da ſich aber anläßlich 
dieſes erneuerten Einſchreitens herausſtellte, daß K. wegen des im 
§ 197 und 199 a. St. G. bezeichneten Verbrechens des Betruges 
(durch Ablegung eines falſchen Zeugniſſes vor Gericht) zu ſchwerem 
Kerker verurtheilt worden war, ſo hat die Bezirkshauptmannſchaft im 
Hinblicke auf die Beſtimmungen des § 18 Gew.⸗Ordg. dem Anſuchen 
des Joſeph K. um die Conceſſion zum Betriebe des Rauchſangkehrer⸗ 
gewerbes in der Stadt S. keine Folge gegeben, weil derſelbe auf 
Grund ſeiner Verurtheilung wegen Verbrechens des Betruges nicht 
verläßlich und wohlverhalten iſt; zugleich wurde demſelben nach § 138 
ad a Gew.⸗Ordg. die ihm für den Bezirk S. ertheilte Rauchfang⸗ 
kehrer⸗Conceſſion wieder entzogen. 

Im Statthaltereirecurſe machte nun Joſeph K. geltend, daß 
ſeine Verurtheilung nicht geeignet ſei, ſeine Verläßlichkeit und Ver⸗ 
trauungswürdigkeit in Zweifel zu ziehen und daß man ihn und ſeine 
Familie nicht zu Bettlern machen dürfe. Er ſei deßwegen abgeſtraft 
worden, weil er als Zeuge in der Strafſache gegen Johann M. wegen 
des § 81 und der Uebertretung des § 312 St. G. entgegen den 


Drucker. i der k. Wiener Zeitung. 


während eines Raufhandels Johann M. den dienſtthuenden Gemeinde⸗ 
Polizeimann N., als er ihn verhaften wollte, in den Finger gebiſſen 
habe; er (Recurrent) habe dies wirklich damals nicht geſehen. Ferner 
berief ſich K. auf feine ſehr thätige belobte Hilfeleiſtung bei verſchie⸗ 
denen Bränden und ſeine anerkannt eifrige Pflichterfüllung als Ka⸗ 
minfeger. N f 

Die Statthalterei wies die Beſchwerde des Joſeph K. aus den 
erſtinſtanzlichen Gründen zurück. 

Im Miniſterialrecurſe brachte der Beſchwerdeführer noch vor, 
daß der $ 60 Gew.⸗Ordg. keine Anwendung finden könne, indem er 
zur Zeit der Concefſionsertheilung noch nicht rechtskräftig verurtheilt 
war und daß er, da er kein neues Gewerbe mehr erlernen könne, mit 
feiner Familie brodlos werden müßte; außerdem berief er ſich auf 
eine Miniſterialentſcheidung vom Jahre 1868, mit welcher dem ab 
instantia losgeſprochenen Adalbert L. das Kaminfegergewerbe in P. 
conceſſionirt worden ift. 8 

Das Miniſterium des Innern hat nun unterm 30. Mai 1873, 
Z. 7745 die Entſcheidungen der Unterbehörden, inſoweit fie die Ent⸗ 
ziehung der Conceſſion an Joſeph K. zum Betrlebe des Rauchfang⸗ 
kehrergewerbes im Bezirke S. betreffend, behoben, weil unter den 
gegebenen Verhältniſſen die Bedingungen des § 188, lit. a der Ge⸗ 
werbeordnung zur Gewerbeentziehung nicht vorhanden find. Kl. 


Herordnungen. 


Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 7. April 
1873, 3. 9004, an ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, betreffend Vorſichten beim 
proviſoriſchen Locomotipbetriebe auf im Bau befindlichen Eiſenbahnen. 


Anläßlich wiederholt vorgekommener Anſtände und Unglücksfälle, welche auf 
im Baue befindlichen Bahnſtrecken durch den im Intereſſe der Bauführung, jedoch 
ohne behördliche Genehmigung eingeleiteten proviſoriſchen Locomotivbetrieb hervorge⸗ 
rufen wurden, iſt die k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen von Seiten des 
k. k. Handelsminiſteriums beauftragt worden, darüber zu wachen daß künftig ein ſol⸗ 
cher Betrieb in keinem Falle vor ertheilter be vördlicher Genehmigung activirt werde, 
und zu diefem Ende im Einvernehmen mit der politiſchen Localbehörde in jedem ein⸗ 
zelnen Falle die Bedingungen feſtzuſtellen, gegen deren Einhaltung jener Locomotiv⸗ 
betrieb geſtattet werden könne. — Der Verwaltungsrath wird demgemäß eingeladen, 
in allen künftigen Fällen, und zwar noch vor Einleitung des Locsmotivverkehres für 
Material- oder Arbeitszüge zum Zwecke des Baues von Eiſenbahnen ſtets das Anſu⸗ 
chen um Genehmigung an das k. k. Handelsminiſterium zu richten und bei dieſem 
Anlaſſe gleichzeitig: 1. Das für die ſichere Durchführung des proviſoriſchen Be⸗ 
triebes ſeitens des Verwaltungsraths beſtellte und dafür verantwortliche Organ nam⸗ 
haft zu machen; unter Einem 2. den Nachweis beizubringen, daß die politiſchen Be⸗ 
hörden mit Rückſicht auf die dem Verwaltungsrath obliegenden feuerſicheren Herſtel⸗ 
lungen gegen den beabſichtigten Locomotivbetrieb keine Einwendung erheben. Bei 
Bekanntgabe der hierauf erfolgenden hohen Entſcheidung über die Zuläſſigkeit des 
Verkehres der Materialzüge werden dem Verwaltungsrathe jederzeit noch die Bedin⸗ 
gungen mitgelheilt werden, welche bei Activirung des in Rede ſtehenden Verkehres 
einzuhalten ſein werden. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Rechnungsr fficial erſter Claſſe des Rechnungsde⸗ 
artements im Miniſterium des Aeußern Joſeph Bernhart anläßlich deſſen Pen» 

Pon dem Titel eines Rechnungsrathes taxfrei verliehen. ö 

Der Miniſter des Innern hat die Bezirkscommiſſäre Hieronymus Ritter von 
Moraws ki, Nicolaus Ritter v. Hol inski und Joſeph v. Geringer zu Bezirks⸗ 
hauptmännern in Galizien ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſteontrolor in Graz Jullus Stupper zum 
Oberpoſteontrolor ernannt. 


Erledigungen. 


Conceptspralticantenſtelle im Status der polit. Verwaltungsbehörden in 

Schleſien, mit 500 fl. Adjutum, bis 1. September. (Amtsbl. Nr. 189.) 
3 wei Officialsſtellen im k. k. Verſatzamte mit dem Jahresgehalt von 600 fl. 

und dem Quartiergelde von 130 fl., bis 15. September. (Amtsbl. Nr. 190.) 

Arztesſtelle im Peter Paul Garvar'ſchen Spitale zu Commenda St. Peter im 
Bezirke Stain in Krain, mit 400 fl. Remuneration und freier Wohnung, bis Ende 
Auguſt. (Amtsbl. Nr. 190.) - 

Sechs Aſſiſtentenſtellen au der techniſchen Hochſchule in Brünn, bis Ende 
September. (Amtsbl Nr. 191.) 8 

Aſſiſtentenſtelle an der k. k. Bergakademie zu Przibram mit 700 fl. Gehalt, 
Quartieräquivalent von 10 pCt. des Gehaltes und der Hälfte der der zehnten Rangs⸗ 
claffe entſprechenden A czivitätszulage bis 12. September. (Amtsbl. Nr. 192.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


